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Die Herzogthümer.

Die auf dem Rückmarschbefindlichen«preußischen
Truppen haben Gegenbefehlerhaltenund»diebereitsin

der Heimath angekommenen beidenDivisionen bleiben

unweit der hannöverschenund sächsischenGrenzezusammen-
gezogen stehen. Der Zweck dieser Maßregelist, di«e
Unterstützungder Forderung unserer Regierung,daß die

sächsischenund hannöverschenBundesexekutionstruppen
die Herzogthümerräumen sollen,nndder so schnelldar-

auf erfolgte Antrag Sachsens, die Bundesversammlung
möge darüber entscheiden, ob die-»Bundesexe»kuti»onals

erledigt zu betra ten sei, zeigt, sur wie gewrchtig man

im Lager der Mittelstaaten dieseBegründungder preu-
ßischenForderung gehaltenhat.

Unsrerseitshabenwir nichts dawider,daßder Bundes-

verfammlungdiese neue Demüthigungwiederfährt.Jn
der schleswig-holsteinischenSache hat sie sich abermals

als das berühmteMesser ohne Heft und Klinge be-

währt. Nachdem der König FriedrichV1»I.»vonDane-
mark gestorben war nnd der gegenwartige Konig
Christian 1X., kraft des vom Bunde niemals anerkann-
ten Londoner Protokolls von 1852, den dänischenThron
bestieg, da war es an der Zeit zu handeln. Der neue

König hatte nicht das geringsteRechtauf die Herrschaft
in dem deutschenBundeslande Holsteinund dem mit ihm
untreniibar verbundenen Schleswig. Es war also Pflicht
des Bundes, besondersda der Herzog von Augustenburg
begründeteErbansprücheerhob,dies Land vorläufigin Besitz
zu nehmen, bis zur Erledigung des Erbschaftsstreitesund

zwar»Ikm so me r, als der Bund dem dänischenGesandten
Chktstianslx. den Sitz für Holstein in der« Bundes-

Veksanjmlunaentzog. Statt vdessenwurde die Bundes-

exekUthUXVIVEVden König von Dänemark als Herzog
von Holstembeschlossen,wegen der schonim Jahre 1858
an seinemVOkgaUåekFriedrichVII." gestelltenForderung,
betreffenddie Ste UUS Holsteins zu der dänischenVer-

fassung- Als dch PWUßPUund Osesterreicham Bunde
den Antrag stellten ,,zur SicherungHolsteins auchSchüs-
Wig zu besetzen«,wurde dieser Antrag abgelehnt, um

nichtmit Dänemark in Krieg zu gerathen. Auch als

Danemarksich an diese friedlicheGesinnung des Bundes
nicht kehrteund die deutschenSchiffe auf allen Meeren

kapertezlleß der »Bundsich dies gefallen und erklärte
ihm nicht den Krieg· Es war daher au ganz in der
Ordnung, daß der deutscheBund zu den Wiener Friedens-
verhandlungen nicht zugezogen wurde, da auf denselben
nur die kriegführenden ä te vertreten waren. Weil
nun bei dieser Gelegenlheit,

ei welcher der Bund durch
eigeneSchuld nichtda ei war, das HerzogthumHolstein
dein Dänenkönigeabhandenkam, so kann der Bund

dochni t ferner auf seinerForderungbestehen:»daßdas
Herzogt um Holstein zur dänischenVerfassung in das

Verhältnißgesetzt werde, in das es Dänemark laut den
Vertragen von 1852 bringen sollte.« Mit dem Hin-
fälligwerdender Verträge von 1852 ist auch der

auf sie gegründeteBundesbeschlußbeseitigt,nnd daher
entstehtnach Artikel XXX1V. der Wiener Schlußakte
für die mit der Bundesexekution betrauten Regierungen
von Hannover und Sachsen die Pflicht, ihre Truppen
zurückzuziehenund der Bundesversammlung anzuzeigen,
daß die Exekution gegenstandslosgewordensei.

Da sie dieser Pflicht nicht freiwillig genügenzu
wollen schienen,so war es ganz in der Ordnung, daß
man sie dazu zwingen wollte. Natürlich werden sich
diese Regierungen durch die preußischenMaßregelnsehr
verletzt fühlen,sie haben indeßvon je her sichso wenig
als Freunde Preußens erwiesen und haben ge enüber
der preußischenLangmuth von je her die Großenge-
spielt, daß es ganz gut ist, wenn ihnen gelegentlich
gezeigt wird, wie klein sie sind. Der Uebelstandist nur,
daß auch heute noch niemand daran denkt,die eigentlich
Betheiligten, um deren Zukunft es sich doch handelt,
die Herzogthümer,nach ihrer Meinung darüber zu fragen·

Im neunzehntenJahrhundert erscheintes als eine Ver-

letzung der öffentlichenMoral, wenn über ein Volk, eine
Million freier,menschlicherSeelen,wie über herrenlosesGut
am grünenTische verfügtwird. Das Gewisen unserer
Zeit verlan t es, daßdie Sünde von 1852 nicht wieder-

holt,daß
ü er Erbrechtund Verfassung S leswig-Hol-

teins nicht wieder, wie bei dem· Londoner ertrage von



dritten Personenverfügtwerde, ohne daß das Volk der

Herzogthiimerfeinen Willen über sein künftigesSchicksal
ausspräche.

Politische Woche-Lieben
Kiste EszDakFwi fteY«’rtignißkdekleben-ERSTe

der EITHER-MU-ciilfdemYåckmakcihchH
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en Truppen Falt juachen
Und«in die E herzogthumer verbleiben sollen. Es

.

dies

offenbar eine Maßregel,durchwelchedie preußischeRegierung
ihre Forderung,»daß die sachsischenund hannoverschenTruppen
jetzt Holstein«raumenmußten,weil die Bundesexekution naFerfolgtem Friedeiisschlusseein Ende habe, unterstützenwi .

Ob zu diesem Zwecke schon eine Einigung zwischen der

preußichen und österreichischenRegierung erzielt ist, wird
vielfa bezweifelt,doch erscheint es unwahrs einlich, daß
Preußeneinen so wichtigen Schritt thut, o ne sich mit

seineinVerbündeten oder Mitbesitzer der Elbherzogthümer
«

in Einvernehmen gesetzt u

Bächen
Die gleichzeitigeAuf-

stellung eines Armeekorps «ei inden und bei Torgau scheint
auzudeuteu, diskman entschlossenist, den größtmöglichen
Druck auf Sa sen»und Hannover auszuüben. Es ist nicht
anzune men, daß die e Staaten einer Forderung, welchedurch
solche riinde unter-stütztwird, einen Widerstand entgegen-
stellen werden,und wird die Räumungwohl bald erfol en.

«’«DasAufsehen,welchesdieseMaßregelhervor erufenTat,
wird vermehrt durchdie in der Hamburger Börsen)alle, einem

Blätte, desseninnige Beziehungenzu der Preßabtheilungin
unserem Ministerium bekannt sind erfolgte Veröffentlichung
von fünf Aktenstücken,welche den Anspruchdes an es Ho en-

zollern, und war der königlichenLinie, auf Sch eswig-Hol tein

beweisen sollen.Diese funf Aktenstückesind: ,,Ehebereduug
Kurfürst Joachim’sl. von Brandenburg und der Prin essin
Elisabeth von Dänemark, aufgerichtetzwischendem ersateren
und dem Vater der letzteren, König Johann l. von Däne-

mark, im Jahre 1500. Verzichtder KurfürstinElisabeth von

Brandenburg auf die väterlicheErbschaft vom Jahre 1502.

Deklaration Königs Johann I. von Dänemark we en der

Ver ichtleistungseiner Tochter Elisabeth, um das Jahr1508

erlassenKaiserlichesPrivile ium Maximilianl., »in-welchem
einestheils die Erh erechtigkeitder KurfürstinElisabeth und

ihrer Nachkommens aft auf die eine Hälfte von Holstein und
S leswig bestätigt,anderen Theils derselben und ihren Des-

zen enten»das eventuelle Erbrecht auf die andere Hälftebeider

Perzogthumerertheiltwird, vöm Jahre 1517. Kaiser Karl v.

estätigt dem KurfurstenJohann I. von Brandenburg das

ihm von demKaiserMaximilian l.· ugesicherteErbfolgerecht
in.Schleswig-Holstein 1530. — Nachdenselben soll Preußen
schon seit 1559zur·ErbfolEe-«in

der einen Hälfte der Herzo -

thümerberechtigtsein. O die»Regierungewillt it, diese
Ansprüche,welche man also»seit«mehr a s 300 Ja ren hat
ruhen lassen, obgleichman· sie seitdem»mehreremalshat von

den deutschenKaisernbestätigenlassen,Jetztgeltend zu machen,
oder ob sie diese Ansprüchenur in Erinnerung bringt, um

einen Druck auf»diejenigen auszuüben,welche sichjetzt um

densHetznghUt streiten, das wird die nächsteZeit lehren;
Die » ProvitäsialsKorrespondenz

« macht großenLarm

darüber, daßdie egiernng nicht nöthighaben werde, von«den

Kammeru eine Anleihe ur Deckungder Mehr-Ausgabendieses
JahresEzufordern, un rühmt der RegierungMich-»daßsie
roße innahmeüberschüe erzielt habe. Um zunächstAauf
etztereseinzugeen, mü en wir wiederholen, was wir schon

einmal gesagt aben: er Regierung kann es doch
wahrlich nicht zum Verdienst augerechnet werden,

ihre JHeiitsfath; » nen.’,«.s)re1ißisch

«Wohlstande vorwärts kommt und

« gabendie Regie « komm
,

sjEdas ·hegress,niZirnun gaigiiäst""·Dieaußerordentlichen
it;

nur gotschiißweise,jgeleistet,da im

.-.aus»dtkiixektichbestanmtiist, daß. ;-
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«Mö e die liberale Partei nicht ermangeln, vollzahlignnd ein-

wenn das preußische Volk fleißig ist, deshalb im
»

mehr Steu

kDieEinnahmeüberschüssesind also iiikhi
«·.-;-isonderndem Volke gUizUinbenWie
ilg.z.h.szu sollte, eine-« leihe zu for-

Zah
len kann.

er Regiertlu

Igsjåekxicwelchezsiefur den ri«IlgenlachtskhsiHstUddoch

Hmspnmit Danemark ja
» » » eszkrotümerk

Krieger-isten ersetzensollen Auch dzaßgdiheMittel is
waren, um diese Vorschüssezu leisten, kann der jetzi en Re-
gierung nicht zum Ruhm angerechnetwerden, da ·e den

kBetstanddes Staatsschatzes nicht angesammelt
)a . ,

Jn Krefeld ist an Stelle des früherenAbgeordneten
Herrn von Sybel, der Oberstaatsanwalt zur Disposition,
Herr Kannegießer in Greifswald, einstimmig gewählt
worden. Derselbe wird sich der Fraktion Bockum-Dolsfs
anschließen.Es waren fast sämmtlicheWahlmäniiererschienen.

Jn Zinten hat am 28. November eine Ersatzwahlfür
den in das Herrenhaus berufenen Ah eordneten Professor
S ubert stattgefunden Es ist daselbstder Kandidat der
kon ervativen Partei, Herr v. T·ettau-Tolks, welcherfrüher
als Abgeordneterfür eine Autorität in

Finanzangelegengeitengalt,
gewahlt worden. Einer der Kandidaten der liberalen: artei war
Herr v. Saucken-Julienfelde, dochkonnten sich die ein elnen
Fraktionen der«Liberalen nicht einigen, so daß sich die tim-
men zersplitterten.
Für den verstorbenenAbgeordnetenHölzer sDaun)ist

der
Schulrath.pr..,Kellnerzjtn,Tri-xr»alszKandidatür die am

"«'·

statisindende achwahl in Ausf· t genommen.

müt i an der Wahlurne zu erscheinen.
Die Bewohner von Hagen wollen dem Abgeordneten

Fr. Harkort ein Ehrengeschenkin Form eines silbernen

TaledausfsaÆesdübegiiichenzpa M gek JU- Ad.-Eber
«

oe e

des AbgeordnetenSchulz (Herfort)« gezng
der Stellvertretungskosten,den letzteren verurtheilt.

,

Jn Berlin habendie Stadtverordnetenwahlenstattgefunden
Dieselbensind, ebenslowie in fast allen Städten des Landes,
im Sinne der libera en Partei ausgefallem

«

Jn Königsberg ist der wegen regierungsfeindlicherAgi-
tation bei den Wahlen unter Anklage gestellteRechtsanwalt
Bock in Memel von dem ostpreußischenTribunale frei-
gesprochenworden.

» «

Der in Sagan zum unbesoldeten Stadtrath gewählteRentier Ad. Köhler ist nicht bestätigtworden. E enso ist
der Wiederwahl des Kämmerers Helbig zu»Grünberg,
dessen Wahlzeit mit dem 1. April k. J. oablauftund der

beinahe einstimmig als solcher wiedergewallt worden, die

Bestätigun versagt worden. Es ist dies ain Grünbergdie
vierte Wa l, die seit Jahresfrist die Bestatigung nicht ge-
funden hat.

Jm Ganzen sind bis jetzt Laufe diesesJahres 1·83
Wahlen zu städtischenund ländlichenGemeindeämternnicht
bestätigtworden. Davon«fallen allein»indein Regierungs-
bezirk Liegnitz68, also mehr als ein Drittel.

»

Jn Görlitz ist demVerleger der NiederschlesischenZel-
tung, Herrn O. Vierling, welcherdrei Mal wegen Preßss
vergehens verurtheilt worden ist, die KonzesfionsurLeitung
seiner Buchszandluugseiner Buchdruckereiund einer Leihs
bibliothek a erkannt worden.

Suchseu. Das Gesetz, welches die Zinsbeschränkungen
aufhebt, ist verkündet worden.



Mk enkmx »
Der Landtag-inMecklenburghat es für

gut iefrkkidemsiihmit dem »Prugel«gesetz«zu beschäfti,en,
und Tatnach längerenBerathungenbeschlossen,den Ar ikel

2 gez Gesetzen-zustreichen. Die er lautet: »Die Ortsobrig-
keit "ist Uichtxbergt,Wegen«der.beeichnetenDienstvergehenauf eine hshete Strafe als eine Gel strafevon fün Thalern,

. oder auf, eineGefangnißstrafevon einer Woche, oder, soweit
m pen Verordnungen vom 29. Januar 1852 und vom

27. Januar 1853 körperlicheZüchtigungstatthaft ist, fünf-
Undzwanzig Strei polizeilich zu erkennen.«

Der-Grunddieses Schrittes der Ritterschaft ist wohl haupt-
sachlichdie in surchtbareniMaße wachsendeAuswanderung
der Arbeiterbevölkerung,welchedurch den Mangel an Arbeits-

kräften empfindlichauf die Herren Rittergutsbesitzer wirkt.
Nebenbei mag auch wohl die Scheu vor der öffentlichen
Meinung, welche wohl selten sich in der gesammten unab-

FangigenPresse so einstimmigausgsprochenhat, wie in die-

eM»Falle,mitgewirkt haben. Jm anzen ist aber diese.Nach-
giebigkeitegen die öffentlicheMeinung nur scheinbar: erstens
ist es me )r als zweifelhaft,ob die Regierun· auf diese For-
derungeingeht, und zweitens,wenn sie es thut,so wird das

Prügelrechtder Guts)erren in Mecklenburgnicht aufgehoben;
nach älteren Verordnungen, die alsdann wieder in Kraft tre-

ten, steht ihm alsdann das Recht u, bis auf 50 Hiebe zu
erkennen. Das Maß der Röhrchenbleibt nach wie vor

Cl( Ellen lan und Vq Zoll dick.
»

Ruf-. is jetzt hielt·man vielfa Mecklenburgsur das
lEl 9 ado,«3g·er.Deter, welche für eine ochkonservative,patri-arzakischee iernngschwärmemNeuerdings hat sichge eigt,
daß das Fürsenthum Reuß jüngererLinie ihm diesen ang

streitig macht. Zwar darf dort der Rittergutsbesitzernicht
priigeln, aber das hat er auch nicht nöthig,

denn in dem

Fürstentlum existirt ja Das nicht, was nach er Ansichtaller
Hochkon ervativen der Urquell alles Uebels ist. In Reuß
existirt keine Presse, keine einzi e Buchdruckerei. Wenn es

erst gelänge, Preußen auf die en Standpunkt zu bringen,dann würdenwohl»somancheLeute lauben, am Ziel i )rer
stillen Wunschezu sein. A er es ge t nicht mehr.

Nussain Um jede Einwirkun —andie Wahlen im regie-
rungsfeindllchenSinne zu ver-hin ern, verbietet die Behörde
jetzt schon Versammlungen,welchegar nicht stattfinden.

Baden. Die erwähnteEntlassungdes ProfessorEckardt
aus seiner Stellung als Biblothekar des Großherzos ist,
wie aus einer ofsiziösenDarstellun der Karlsruher eitung
hervorgeht,erfolgt,weil man aus seinerStellung leichthätte
den Schluß ziehenkönnen,daßder Großherzogsein politisches
Auftreten nicht nur dulde, sondern sogar billige.

. Bayern. Die Ministerkrisis ist endlich in Wahrheit
beendet,Herr v. d. Pfordten hat sichentschlossen,in das

Ministeriumeinzutreten. Ob der jetzigeZeitpunkt eeignet
ist, dem neuen Minister zu gestatten, seine Jdeen ü er eine

Theilung Deutschlands in drei Ländergruppenzu verwirklichen,
muß bezweifeltwerden.

Oestetreich. Jn Wien scheint man sehr entrüstetüber
das Vorgehen der preußischenRegierung in der Angelegenheit

wesen
der Bundesexekutionin Holstein, dennoch glaubt man

M t ernstlichdaran, daßPreußen einen so wichtigenSchritt

Ithcmhat«Ohne sich zuvor der Einwilligung seines treuen

Undesgenoikmversichertzu haben.
«

Die Vek)aUdlUngenim Reichsrathe bieten bis jetzt noch
MshksVemekkenstpekthesdar. Der österreichischeFinanz-
Urunistekschweigtm dem Erfolge seiner neuen Anleihe, er

has 25 Millionen geflskdettund es find 50 gezeichnetworden.

Stehtman jedochnahek zu- so ist der Triumph ein sehr
zwel elhafter, denn das neue Anleihenist weiter nichts. als

e——-

zeinVorwegnehmeneines Theiles der Steuern auf fünfJahre.

fünfzigMillionen au weist, ein Vortheilist, bezweifelnwir
sehr. Auch der Rei srath sieht die FinanzlageOesterreichs
darum sehr ernst an, und in dem Adreßentwurfe,9dermit

Nächstemznr Berathung kommt, heißtes ausdrücklich,daß
die Stenerkraft des Landes so angespanntwerde-daß eine

Erhöhun der Lasten nicht mehr mvgllcherschallt-
Der ufstand im Venetianischensoll seinem Ende·nahe

sein; dennoch erlaubt der Zustand des Landesder Regierung
nicht, die dort stehendenTruppen zu verringern, wodurch die

Ausgaben nicht unerheblichvermelrt werden«
«

Schweiz Sehr großesAufsehienmachtdas Verschwinden
des Dr. Demme, welcher vor kurzem von der Anklage, den
Vater seiner Braut vergiftet zu haben, dur den Wahrspruch
des Geschworenengerichtsfreigesprochenwor en ist. Er hatte
sich mit seiner Braut entfernt und wollte, nach einem hinter-
lassenenBriefe, mit seiner Braut vereint den Tod im Genfer
See suchen. Als jedochbekannt wurde, daß der Di-. Demme

wegen eines DiamantensDiebstahlsverhaftet werden sollte,

begannman zu bezweifeln,daß er sich das Leben genommen
ha e, und die Ansichtgewann Glauben, daß er diesen Selbst-
mord nur vorgespiegelthabe, um die Polizei von seiner Spur

abgulenkeU-»Jetzt ist«aus Havre die Nachricht eingelaufen,
da der
Flüchtlingl

mit seiner Braut dort angekommenist.
» Frankreich. us Anlaß eines Briefes,welchen der lang-

jahrigeFreund und Vertraute des Kaisers, der Graf Per-
thy, über dle Pkeßftelheltan Emil v. Girardin es rieben

hat, machte r»nansich m Paris Hoffnung auf eine erun
der Preßzustande.Bis diese eintritt, erfolgt aber in Frau-

reicheine Verwarnung nach der andern.

Jn Paris wird jetzt in zweiterJnstanz ein Prozeßge en

18 Advokaten verhandelt,welcheangeschuldigtsind, olne r-

laubniß der Polizei ein Komitå zur Vorbereitung fürdie

Wahlen ebildet zu haben. Daß man in Frankreich ein Ko-

mite ankagt, welches durchseine Thätigkeitbewirkt hat, daß
in Paris nur

regåerungsfeindlicheAbgeordnete gewählt wur-

den, kann nicht under nehmen, aber das Komischean die-

sem Prozeß ist, daß nach dein Gesetze nur Vereinigungen
von mehr als zwanzigPersonen der pol’eilichenErlaubniß
bedürfen. Wie man 13 Personen für mehrals 20 will gel-
ten lassen, ist schwereinzusehen, es müßte denn sein, daß die

kaiserlicheRegierungjedes Mitglied der O position, seiner
großenBedeutsamkeit wegen, als doppelt zä)lt.

Jtcklten. Dem neuen Königreichesteht ein großer Ge-
winn bevor: der Kaiser von Frankreichhat mehrerenMönchs-orden, welchein Italien nicht weiter fortbeste)en können,die

Erlaubniß ertl eilt, sich in Cochinchinaniederzulassen.
Polen. ie Revolution, welche jetzt ganz unterdrückt

scheint,hat eine Maßregel nach sich ge ogen, welcheman in

anderen Ländern nach eahmt sehen mö te. Der Kaiser hat
in Folge des Einflusses,welchen die katholischenMönche
auf den Ausstand aus eübt haben, eine großeAnzahl der

Klöster aufgehoben, un bestimmt, daß das Vermögendek-

selben für Unterrichtszweckebenutzt werden soll.
sie-Behandlung des Staatsyaushalts tn der nächsten

Sitzung des Abgeordnetenhaufes.
»Das Abgeordnetenhans«,sagten wir in einer früheren

Nummer unseres Blattes, »muß in der nächstenSitzung
neue Mittel versuchen, um sein Steuerbewilligungsrecht ur

Geltung zu bringen«Das voraussichtlichim Januar des nach-

stenJahres zusammentretendeAbgeordnetenhausbefindet sich
in! einer anderen Lage, als das vom November 1863.

Damals war von der Regierung eine

Berufuzg
an das

Volk erfolgt, das Volk hatte geantwortet durch iederwahl

Ob das für ein

Budxeh
das jährlichsein Desizit von etwa



seiner alten Vertreter. Diesen lag nun die Pflicht ob, zu
versuchen,ob die Regierungdurch dieseAntwort auf ihre Frage
an das Volk unerschüttertgeblieben wäre. Denn das kann

sichniemand, auch die Regierung nicht ver ehlen, daß den

Völkern eine längere Lebensdauer zugemesen ist, als den

Ministerien,und daß daher eine budgctloseRegierung wider
den Willen des Volkes nicht in Ewigkeitfortgesetztwerden
kann. ,Bleibt also das Volk seiner eberzeugungtreu, so
müssendie Minister mit der Zeit entweder nachgeben, oder
anderen , die Bedürfnisse des Staats besser erkennenden
Männern Platz machen. Mit jeder neuen Berufung an das

Volk, und mit jeder, durch Wiederwahlder alten Vertreter

erfolgten Verurtheilungderselben, muß die Widerstandss
kraft der Regierungnot )ivendigschwächerwerden.

"

Dies scheint
auch die gegenwartige Regierung eingesehenund daher für
diesesJahr die Auflösungdes lAbgeordiietenhausesaufgegeben
zu haben,obschonein Nachgebendesselbenin keiner Weise er-

wartet werden kann. Ein feudales Blatt meinte war vor

einiger Zeit: der von Paris mit·ebrachtePlan des SIEinisters
vo»nBismark sei gelungen«dur ) das Vorgehen nach Außen
ware das Volk von der Theilnahmeandem Verfassungsstreit
abgelenktworden und die Führer der Fortschrittspartei träten
bereits mit milderen Programmen hervor. Daß dies eine

Selbsttäuschungwar, wird man heute bereits eingesehenhaben.
Das Programm der Fortschrittspartei war über )aupt von

Ansang
an so gemäßigt,daß jede weitere Herabstiinmung

deselben nur in einem Aufgeben der Grundsätze bestehen
könnte.Uns scheintes vielmehrnothwendig,daßdie Opposition
Ietzt einen Schritt weiter zu gehenhabe als im vorigenJahre.
Es hat sichgezeigt,daß das Durchberathen des Etats unter

Streichung der nicht für nothwendig es,-achtetenAusgaben für
die Armeereor anisation nicht den geringsten Erfol gehabt hat.
Die Reorganisiationbestehtunverändert fort, die egierungist
sogar hiebei nicht stehen geblieben,sie hat durchBildungder

Kriegsschulezu Engers und die Einrichtung der Artilerie-

reginienter neue nicht genehmigteAusgaben gemacht und
Stellen geschaffen,für welchedas Abgeordnetenhausdie Mittel

ausdrücklichverweiIrt.hat. »

Die feudalen I lätter haben es offen erklärt, daß ihre
Partei hoffe, durch die Nichtbeachtung der Beschlüssedes

Abgeordnetenhausesseitens der Regierungwerde das Volk

allmähligdes völli· erfolglosenAnkampfenlsqderAbgeordneten
wider dieses Verfahrenmiide und iiberdriissig werden. Wir

glauben anz sicher, daß sie sichlierin täuschen,denn ein Volk
wird sichsniemals einreden lgfsfemdaß dur Jahre lange
Ausübung das Unrecht zum echt werden konne; ein Ab-

,eordnetenl aus hat aber auch noch eine andere Seite dieser
Fragezu eachten. .

Es ist mindestens zweifelhaft, ob es si für die Volks-
vertretuiig zieme, immer von Neuem mit ein Bewußtsein
der Erfolgsigkeitihres Strebens in die Berathung des Budgets
einzutreten. UnsererAuffassungnachdarf dies nicht längerfort-«
gehen·Die Re· ierung muß aufgefordertwerden zu erklären,
ob sie gewillt it, das Steuerbewilligiingsrechtdes Hauses in

Zukunft anzuerkennen, und nur, wenn lIe htekluk genügende
Zusicherun en macht, kann, so glaubenwir, das Abgeordneten-
haus die tatsberathungbeginnen.

Die Verfassungverlangt ausdrücklich,daß die Staats-
ausgaben vor ihrer »Leistungdurch ein Gesetz, allv durch die

Zustimmun des Konigs und beider Häuserdes Landtages,
festgestelltfeinmüssen. Das Recht der Verausgabung der

Staatseinnahmen ist daher durch eine genau bezeichnetePflicht
begrenzt. Gegenwärtg entzieht sich die Regierung dieser

Pflicht schon seit wei Jahren. Die Prote e der Lande -

vertretungsindse olglosgeblieben, deshalb sdarfdiesenichtweiter »ihreHand dazu bieten, daß ein Theil dieserAusgaben
unter ihrer, wenn auchnur scheinbarenZustimmunggeleistet
wirdz Ehe d»asMinisterium·dem Abgeordnetenhausenichtdie ihm gebuhrende en cheidende Stimme bei der Fe t-
stellung des

Budsxetszuge
tanden und sich bereit erklärt hat

nach»denBeschlusen de selben zu handeln, darf ihm nichts
bewilligt werden.

Menschenhandel iiii vorigen Jahrhundert
Zu den deutschenFürsten, welche zu Ende des pp

«

Jahrhunderts durch den Verkauf ihrer Unterthanen arrilgdeilx
En länderfür den amerikanischenKrieg ein glänzendesGe-
schägstmachten, gehörteauch der Herzog von Braunschweig.
Jn Folge des Vertrages mit England vom 9. Januar 1776

«

lieferte er den En ländern 3964 Mann Jnfanterie und 336
Dragoner. Er be am für jeden Soldaten 51 Thlr. 15 Sgr.
Werbegeldund außerdemeine jährlicheZahlung von 80,616
Thlr., so lan e der Krieg in Amerika dauerte. NachBe-
endigungdes rieges wurde diese Zahlung noch zwei Jahre
lang in doppeltemBetrage fortgesetzt. Jeder Gefallenewurde

deinHerzogmit 51«Thlr.15 Sgr. ersetztund drei Verivundete
gleich einem Todten gerechnet. Jm Ganzen brachten die
nach Amerika verkauften Soldaten dem Herzo während des
zehnzährigenKrieges 1,200,000.Thlr. ein. Dieswar fast

lganz
reiner Gewinn, da er nur die Werbekostendavon zu

estreiten hatte, die etwa 5 Thlr. auf den Kopf, oder im
Ganzen etwa 20,000 Thln betragen. Die Kosten der Aus-
rüstung wurdenva der Lshming der-Soldaten, welcheEng-
land zu tragen hatte, abgezogen. —

» Als«im Jahre 1777 der. amerikanischeGeneral Burgoyne
sichbei Saratoga dein amerikanischenGeneral Gates mit
seiner anzen Armee ergebenmußte,geriethen auch etwa
2000 vraunschweigendie bei dem Burgoyne’schenCorps

kaåikeZazirteCidnefgrixistsztänDifsgaflsnlückliclen mußtenfünf-
o gen - via

erst zu Ende des Jahres 1782 aussen-eHänge-WITH
vielfachden Grund für dieseharte Behandlungder Braun-
schweiger,·da die englischenGefangenensehrbald ausgewechselt
wurden, in der englischenEngherzigkeitund Parteilichkeitge-
sucht. Man thut aber den Englandern Unrecht, denn der
eigene Landesherr war es, welcherseine Unterthanen be-

nachtheiligte. Am 23. Februar schrieb der braunschweigische
Minister;Feronce dem englischenMinister SUffVlkI »Der

get-zogist zu sehr von dem Wohlwollen des Königs (von
ngland) und der Klugheit des Ministerium-Züberzeugt,als

daß er voraussehte, daß man je daran denken wird, die

deutschenTruppen, die bei Saratoga kapitalirt haben, nach
Deutschland zu schicken denn ihre Rücksendungwürdein
ihrem gegenwärtigenZustandedie traurigstenWirkungen
hervorruer und die schmerzlichsteSensation erregen, uiis
aber verhindern, unsere drei Regiinenter in Canada
åi 600 Mann zu komplettiren.«

Des Pudels Kern ist in den letztenWorten enthalten·
Der Herzog besor te, es würde asichniemand mehr anwerben
lassen, oder das erbegeld wurde sehr in die Höhe sehen
und er deshalb nicht mehr so viel wie bisher durclzeinen
Handel mit Menschenblut verdienen, wenn die Unglucklichen
urückkämen und ihre Leiden erzählten.Da zog et es vor,feineverhandelten Unterthanen, tausend eilen

von der Heimath entfernt, in hattet Gefangen-
schaft fünf lange Jahre schmachten zu lassen—
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